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Das International Accounting Standards Board (IASB) 
und das American Financial Accounting Standards Board 
(FASB) waren während der vergangenen zwei Monate 
sehr beschäftigt. Die gemeinsame Oktobersitzung der 
beiden Boards hat einen erneuten Anschub für eine Kon-
vergenz der Modelle zur Rechnungslegung von Versi-
cherungsverträgen nach IFRS und US-GAAP bewirkt. Die 
gemeinsame Novembersitzung hat sich mit nur einem Ta-
gesordnungspunkt beschäftigt. Jedoch hat sich dabei eine 
neue Differenz zwischen den Boards aufgetan. Der News-
letter dieses Monats stellt unser Verständnis der vergan-
genen Diskussion dar und beschreibt unsere Sicht der Hö-
hepunkte und Ergebnisse der Treffen.

Gemeinsame Sitzung von FASB und IASB
Erneuter Schwung für eine Konvergenz von IFRS und 
US-GAAP
Zum Zeitpunkt der gemeinsamen Oktobersitzung bestan-
den zwei größere Unterschiede in den vorläufigen Model-
len: Der Ansatz zur anfänglichen Bewertung und die Art 
wie Unsicherheit sich im neuen Modell abgebildet wird. 
Nach dem Treffen wird die anfängliche Bewertung auf 
derselben Basis erfolgen und das FASB hat zugestimmt 
den IASB-Ansatz zur Abbildung von Unsicherheit zur 
Überarbeitung des US-GAAP Modells zu verwenden.

Die Kosten, die zum Abschluss des Versicherungsvertra-
ges notwendig sind, müssen bei der anfänglichen Be-
wertung berücksichtigt werden. Beide Boards hatten 
zuvor zugestimmt die Aktivierung dieser Kosten zu ver-
bieten (Abgegrenzte Akquisitionskosten – DAC). Das 
FASB hat einstimmig die Argumente für eine Kalibrie-
rung an den Bruttoforderungen gegenüber dem Versi-
cherungsnehmer bestätigt (somit spielen die Akquisiti-
onskosten bei der Bewertung keine Rolle). Dieser Ansatz 
stimmt mit dem Prinzip für die anfängliche Bewertung 
überein, dass auf alle Verträge mit Kunden anzuwenden 
ist, wenn das Projekt zur Entwicklung eines allgemeinen 
Standards zur Umsatzerfassung abgeschlossen ist. Das 
Argument des FASB besagt im Kern, dass es keinen Un-
terschied machen darf, ob eine Gesellschaft Versiche-
rungsverträge oder andere Güter oder Dienstleistungen 
veräußert. Dies hat die Mehrheit der IASB Mitglieder 
davon überzeugt die vorläufige Entscheidung zu ändern, 
dass die Verbindlichkeit aus dem Versicherungsvertrag 
an den Forderungen gegen den Versicherungsnehmer 
abzüglich der Akquisitionskosten zu kalibrieren ist. Vom 
IASB wurde zur Begründung angegeben, dass Verzer-
rungen vermieden werden sollten, die sich aus einer 
unterschiedlichen Forderungen gegenüber dem Versi-
cherungsnehmer für dasselbe Risiko ergeben, wenn das 
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Risiko über verschiedene, mehr oder weniger teure Ver-
triebswege versichert wird.

Das IASB hat nun zugestimmt, das der neue IFRS die an-
fängliche Bewertung auch an der Bruttoforderung ge-
genüber dem Versicherungsnehmer kalibriert. Im Ergeb-
nis führt dies zu einem Verbot der Umsatzrealisierung 
zum Zeitpunkt des Verkaufs des Versicherungsvertrags. 
Beide Boards bestätigten, dass die Akquisitionskosten 
bei der Entstehung erfolgswirksam erfasst werden. Somit 
entsteht durch die Kalibrierung an der Bruttoprämie in 
beiden Modellen ein Verlust zu Vertragsbeginn und die 
Notwendigkeit die vollen Akquisitionskosten erfolgswirk-
sam zu erfassen. Die Boards haben zu erkennen gegeben, 
dass diese Entscheidung nicht die Tatsache widerspiegelt, 
dass ökonomisch profitable Versicherungsverträge abge-
schlossen wurden. Jedoch schien eine buchhalterische 
Gleichbehandlung der Versicherungsverträge mit den all-
gemeinen Rechnungslegungsprinzipien für den Verkauf 
von Brot und Butter eine unwiderstehliche Versuchung für 
das Board gewesen zu sein.

Die zweite wichtige Entwicklung auf der gemeinsamen 
Oktobersitzung ist, dass sich eine Konvergenz bei der Be-
handlung von Unsicherheit abzeichnet und damit verbun-
den eine Abgrenzung des dritten Bausteins bei den Mo-
dellen von IFRS und US-GAAP. Nach unserem Verständnis 
hat das FASB erkannt, dass es die mit Risiko und Unsicher-
heit verbundenen Fragen noch nicht vollständig verstan-
den hat. Das FASB hat deshalb zugestimmt eine explizite 
Bewertung von Risiko und Unsicherheit zu berücksichti-
gen und möglicherweise den zuvor entwickelten Ansatz 
einer Kompositmarge zu verwerfen. Jedoch hängt dies 
davon ab, ob das Board eine weitere Gelegenheit hat, 
dieses Vorgehen zu diskutieren und Zeit findet, ein zu 
diesem Zweck von den Fachmitarbeitern erstelltes Arbeits-
papier für die Dezembersitzung zu lesen. Dieses Papier 
wird die jeweiligen Modelle mit dem Ziel darstellen, eine 
Konvergenz zu entwickeln. Dieses Papier wird ebenso ver-
suchen die Sprache des Boards anzunähern, um ein kor-
rektes Verständnis der jeweiligen Sicht zu gewährleisten.

Ein weiterer Höhepunkt der gemeinsamen Oktobersit-
zung war, dass die Boards entschieden haben, die frü-
here Entscheidung des IASB zu überdenken, die Rech-
nungslegung des Versicherungsnehmers vom Entwurf 
auszuschließen. Obgleich sie letztendlich dieselbe Ent-
scheidung wieder treffen könnten, wird die Entschei-
dung erst nach der Veröffentlichung eines neuen Papiers 
getroffen werden, das die Fragen im Detail darstellt.

Willkommene Vereinheitlichung?
Auf Grund von ersten Reaktionen von Anwendern und 
Nutzern zeichnet sich derzeit für die Fachmitarbeiter ab, 
dass es eine Präferenz für die vorläufig vom IASB ver-
abschiedete Behandlung der anfänglichen Bewertung 
gibt. Das vor der Oktobersitzung vom IASB ausgewählte 
Modell zur Abbildung der anfänglichen Bewertung war 
darauf fokussiert, einen möglichst zuverlässigen buch-
halterischen Wert für einen Versicherungsvertrag zu er-
mitteln, unabhängig vom Vertriebskanal, den der Versi-
cherer gewählt hat. Das IASB hat eingeräumt, dass bei 
dieser Sicht die Forderungen gegen den Kunden in ge-
wisser Hinsicht von den angefallenen Akquisitionskosten 
abhängen. Des Weiteren hatte es sich entschieden, die 
anfängliche Bewertung der Verbindlichkeit an den Net-
toforderungen gegen den Versicherungsnehmer zu kali-
brieren, d.h. nach Abzug der Akquisitionskosten. Die Ka-
librierung an den Nettoforderungen hätte eine teilweise 
Vereinnahmung der Prämie zum Zeitpunkt des Vertrags-
abschlusses zur Folge gehabt, obgleich keine Gewinn-
realisierung erlaubt gewesen wäre. Dieser Ansatz hätte 
auch besser die Tatsache widergespiegelt, dass es sich 
um den Verkauf eines profitablen Versicherungsvertrags 
handelt.

Die Ansicht des FASB, die nun auch Einzug bei den IFRS 
hält, wurde mit einer anderen Ausrichtung entwickelt 
und fokussiert auf der Umsatzrealisierung und weniger 
auf der Bewertung in der Bilanz.

Die Position des FASB basiert auf Argumenten, die das 
Eingehen von Versicherungsrisiken als Dienstleistung wie 
jede andere auch betrachten. Nach dieser Betrachtung 
hat der Versicherer zum Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses noch keine Dienstleistung erbracht. Deshalb gibt es 
auch keine Verbindung zwischen der Forderung gegen-
über dem Versicherungsnehmer und der Höhe der Ak-
quisitionskosten. So gibt es eine konzeptionelle Basis 
dafür, dass der Umsatz aus dem Versicherungsvertrag 
sich von anderen allgemeinen Prinzipien unterscheiden 
sollte, die das FASB und IASB derzeit entwickeln für Ver-
träge mit Kunden, um Güter und Dienstleistungen zu 
verkaufen.

In der Oktobersitzung hat das FASB erklärt, dass es keinen 
Grund sieht für eine Sonderbehandlung der Umsätze aus 
Versicherungsverträgen. Die Mitglieder des FASB haben 
erklärt, dass die Gewährung einer Sonderbehandlung für 
Versicherungsverträge zu einer industriespezifischen Um-
satzrealisierung führen würde. Dies halten jedoch viele für 
eine der negativsten Eigenschaften der gegenwärtigen 
US-GAAP, die das FASB beseitigen will.
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Die Mitglieder des FASB haben ihre Kollegen vom IASB 
erinnert, dass gemäß den Prinzipien für die Umsatzrea-
lisierung beide Boards zugestimmt haben, dass Zahlun-
gen für Provisionen oder jede andere Form von Akquisiti-
onskosten keine Verpflichtung der Versicherungsnehmer 
begründen. Somit wird dadurch kein Umsatz erfasst.

Dies vorausgeschickt hat das FASB die Option zur Ak-
tivierung von Akquisitionsausgaben weiter ausgearbei-
tet. Die Boards haben akzeptiert, dass ihre gegenwärtige 
Entscheidung bezüglich des Projekts zur Umsatzreali-
sierung die Bewertung von Verträgen verbietet, da die 
buchhalterische Erfassung an die Forderungen gegen-
über dem Kunden gebunden ist.

Die Bedeutung der Akquisitionskosten beim Abschluss von 
Versicherungsverträgen ist kein hinreichender Grund vom 
Prinzip der erfolgswirksamen Erfassung der Kosten bei 
deren Entstehung abzuweichen. Ansonsten müsste dies 
in Zukunft für alle Arten von Gründungskosten gelten, die 
zur Begründung eines Vertrags mit dem Kunden aufge-
wendet wurden.

Nach diesen Kommentaren ergab sich bei der Abstim-
mung eine Konvergenz. Die Mitglieder des FASB haben 
erneut einstimmig ihre vorhergehenden Entscheidun-
gen bestätigt und die Mitglieder des IASB haben ihre 
Entscheidung geändert. Mit einer Mehrheit von 8 zu 6 

Stimmen (ein Boardmitglied fehlte) hat das IASB seine 
vorhergehende Entscheidung revidiert und somit kund 
getan nunmehr mit der Sicht des FASB zu konvergieren. 
Somit wird kein Umsatz bei Vertragsabschluss realisiert 
und alle Akquisitionskosten erfolgswirksam erfasst.

Nachfolgend finden sich einige einfache Beispiele um 
die Auswirkungen der neuen Entscheidung des IASB zu 
illustrieren.

Basierend auf der neuen Entscheidung zur Behandlung 
der Akquisitionskosten wird die Residualmarge an der 
Bruttoprämie kalibriert. In unserer Darstellung beträgt 
der Barwert der risikogewichteten Cash Flows -70, d.h. 
eine Verbindlichkeit, da keine Forderungen auf zukünf-
tige Prämien bestehen. Wenn eine Risikomarge in Höhe 
von 15 angenommen wird, würde dies die Verbindlich-
keit auf 85 erhöhen. Um gegen die Forderung gegen-
über dem Versicherungsnehmer zu kalibrieren, muss die 
finale Versicherungsverbindlichkeit gleich der Höhe des 
Vermögensgegenstands von 100 sein (erhaltene Brut-
toprämie). Somit ergibt sich nach der Kalibrierung eine 
Residualmarge von 15 (d.h. 70 + 15 + Residualmarge = 
100). Die Bilanz zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
wird einen Nettoverlust von 10 aus der erfolgswirksa-
men Erfassung der Akquisitionskosten ausweisen. Das 
Vorgehen bei der Kalibrierung wird in Abbildung 1 dar-
gestellt.

Beispiel 1: Versicherungsvertrag mit Einmalprämie Währungs-
einheiten

AK Abschlusskosten -10

EP Einmalprämie 100

RiM Risikomarge -15

Block 1 & 2 Wahrscheinlichkeitsgewichteter Barwert der künftigen Zahlungsströme (in unse-
rem Beispiel resultierend in einer Netto-Auszahlung, da keine künftigen Prämien 
erhalten werden, aber künftige Schäden und Kosten bezahlt werden müssen)

-70

ZS Zahlungsströme

BW Barwert

ReM Residualmarge -15
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Unter Berücksichtigung der jüngsten Entscheidungen er-
folgt die Kalibrierung der Residualmarge gegen die Brut-
toprämie auch bei Verträgen mit einer regelmäßigen 
Prämie. Der Barwert der risikogewichteten Cash Flows 
wurde auf 130 geschätzt, d.h. die erwartete zukünfti-
gen Prämienforderungen übersteigen die erwarteten zu-
künftigen Leistungsverpflichtungen. Die Risikomarge von 
geschätzt -15 würde die erwarteten Werte um 15 ver-
ringern. Basierend auf dem neuen Kalibrierungsansatz 

müsste sich die finale Verbindlichkeit aus dem Versiche-
rungsvertrag an einem Vermögensgegenstand in Höhe 
von 5 ausrichten (erhaltene Bruttoprämie). Somit ergibt 
sich eine Residualmarge von -120 (d.h. 130 – 15 + Resi-
dualmarge = 5). Die Bilanz zum Zeitpunkt des Vertrags-
abschlusses weißt einen Nettoverlust von 10 aus der 
Erfassung der Akquisitionskosten aus. In Abbildung 2 
findet sich die graphische Darstellung der Kalibrierung.
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Abb. 1

Beispiel 2: Versicherungsvertrag mit regelmäßiger Prämie Währungs-
einheiten

AK Abschlusskosten -10

RP Erste reguläre Prämie 5

RiM Risikomarge -15

Block 1 & 2 Wahrscheinlichkeitsgewichteter Barwert der künftigen Zahlungsströme (in unse-
rem Beispiel resultierend in einer Netto-Einzahlung, da diskontierte  künftige Prä-
mien die diskontierten künftigen Schäden und Kosten übersteigen)

130

ZS Zahlungsströme

BW Barwert

ReM Residualmarge (Ausgleichswert – Kalibrierung) -120
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Konvergenz bei der buchhalterischen Behandlung der 
Unsicherheit
Nachdem man zum ersten großen Unterschied Konver-
genz erzielt hatte, gingen die beiden Boards daran, den 
zweiten großen Meinungsunterschied zu überdenken: 
Die buchhalterische Behandlung der Risikomarge (dritter 
Baustein). Während der Oktobersitzung hatte man dar-
über nicht abgestimmt, aber wir hatten berichtet, dass 
es eine realistische Möglichkeit gab, Konvergenz zu er-
reichen.

Ein Anzahl von Mitgliedern des FASB hatte zu erkennen 
gegeben, dass sie nunmehr bereit sind, die Position des 
IASB zu akzeptieren, dass das Rechnungslegungsmodell 
eine explizite Marge zur Abbildung der Unsicherheit ent-
halten sollte und dass diese Marge zu jedem Berichts-
zeitpunkt neu zu bewerten ist. Beim FASB hat sich die 
Überlegung durchgesetzt, dass auch wenn die wahr-
scheinlichkeitsgewichteten Cash Flows die volle Unsi-
cherheit aus der Wahrscheinlichkeitsverteilung beinhal-
ten, dennoch auf Grund der Form der Verteilung eine 
zusätzliche Unsicherheit verbleibt.

Diese Tatsache könnte im Jahresabschluss durch eine 
zusätzliche Verbindlichkeit abgebildet werden, die zu 
jedem Berichtstag neu zu bewerten ist. Dabei ist die be-
sondere Art der zu Grunde liegenden Ungewissheit zu 
berücksichtigen. Die Mitglieder des IASB halten diese 
Auffassung für sehr ähnlich zu ihrer gegenwärtigen Ent-

scheidung für eine gesondert zu bewertenden Risikom-
arge.

Um die Annäherung in diesem Punkt zu erleichtern 
werden die Fachabteilungen der beiden Boards ein neues 
Papier zu den zwei Modellen entwickeln. Die Begriffe der 
Modelle werden genau analysiert um sicherzustellen, dass 
die beiden Boards ein gegenseitiges Verständnis der je-
weils anderen Position haben, insbesondere zu dem Be-
griff „Anpassung auf Grund der Unsicherheit“, der der 
neue Begriff für die Risikomarge sein könnte.

Dieser erneute Schwung zur Konvergenz bei der Rech-
nungslegung für Versicherungsverträge wird dazu führen, 
dass bei jedem Verkauf eines Versicherungsvertrags ein 
Verlust ausgewiesen wird. Diese Tatsache allein stellt die 
Frage, ob das neue Konvergenzmodell bei Anwendern 
und Nutzern willkommen ist. Somit steigt das Risiko, 
dass andere Bewertungsmaßstäbe – wie z.B. Embedded 
Values – weiterhin publiziert werden, um die „ökonomi-
sche Realität“ widerzuspiegeln.

Um das IASB-Modell für die Behandlung von Unsicher-
heit zu vervollständigen, muss das Board noch die Frage 
zur angemessen Bewertungseinheit für die Ermittlung der 
Risikomarge beantworten. Wir sollten dabei von der An-
nahme ausgehen, dass die IASB Position aus dem Dis-
kussionspapier von 2007 als Startpunkt der Diskussion 
dient. Das Diskussionspapier hat vorgeschlagen Diver-
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(Tag 1 Verlust)

-10

RiM
-15

R
eM

 -120 Kalibrierung

Prämie +5

Verpflichtungen aus
Versicherungsverträgen

-5

B
lock 1 &

 2: B
W

 der besten Schätzungen
der ZS +130

Verm
ögensw

erte
Verpflichtungen

115

5

5

Abb. 2



6

sifikationseffekte in die Berechnung der Risikomarge mit 
einzubeziehen, soweit es sich um ein Portfolio von Ver-
sicherungsverträgen mit denselben Risikoprofilen han-
delt (Homogenitätstest) und dies gemeinsam als ein Port-
folio verwaltet werden (Managementtest). Nun da die 
Boards einen unternehmensspezifischen Ansatz verfolgen, 
könnte daran gedacht werden ein unternehmensspezi-
fisches Niveau der Diversifikation zu wählen, das über 
die Beschreibung eines Portfolio im Sinnes des Veräuße-
rungspreismodells im Diskussionspapier hinaus gehen. 
Hier handelt es sich um eine Schlüsselfrage, die von den 
beiden Boards debattiert und analysiert werden muss, 
bevor sie die buchhalterische Behandlung der Risikom-
arge finalisieren können.

Gemäß der Stellungnahme der beiden Vorsitzenden 
nach der gemeinsamen Oktobersitzung haben sich die 
beiden Boards dazu verpflichtet die gemeinsame Diskus-
sion durch Videokonferenzen in 2009 und 2010 zu in-
tensivieren, damit die Ziele und die substantielle Arbeit 
in 2010–2011 umgesetzt werden kann. Das erste „virtu-
elle“ gemeinsame Treffen zum Thema Versicherung fand 
am 18. November statt. Darauf werden wir später ein-
gehen.

Wie sieht es mit der Dienstleistungsmarge aus?
Ein Unterschied, der bislang nicht von den Konvergenz-
bemühungen berührt wurde, ist die Behandlung der 
Dienstleistungsmarge. Diese wird vom IASB-Modell ver-
langt, wenn der Versicherer andere Dienstleistungen an 
den Versicherungsnehmer verkauft (andere als die Ver-
pflichtung sich für die Zahlung von Schäden bereit zu 
halten). Die Dienstleistungsmarge ist die Verbindlichkeit 
die den unternehmensspezifischen Gewinn für die Er-
bringung von solchen Nicht-Versicherungsdienstleistun-
gen bewertet.

Das FASB-Modell würde eine solche Dienstleistungsmarge 
als Bestandteil der Kompositmarge erfassen, wenn wir un-
terstellen, dass beiden Modelle eine gesonderte Verbind-
lichkeit für die „Anpassung auf Grund der Unsicherheit“ 
(Risikomarge) enthalten.

Die implizite Dienstleistungsmarge wird nach dem FASB-
Modell nicht neubewertet, aber über die Art der erfolgs-
wirksam Erfassung wurde noch nicht entschieden. Im 
IASB-Modell wird die Dienstleistungsmarge entsprechend 
der nachfolgenden Bewertung erfolgswirksam erfasst. 
Dies folgt demselben Prinzip wie die Risikomarge. Nur die 
Residualmarge wird systematisch, d.h. unabhängig von 
der Bewertung der einzelnen Bausteine verteilt.

Die getrennte Erfassung des erwarteten Gewinns aus den 
Nicht-Versicherungsdienstleistungen ist nur notwendig, 
wenn solche Dienstleistungen tatsächlich an den Versi-
cherungsnehmer verkauft werden. Jedoch kann diese Er-
fassung der letzte große Unterschied zwischen FASB und 
IASB bei der Konvergenz sein. Wenn sich die Boards auf 
die Behandlung der Risikomarge geeinigt haben, dann ist 
dies die letzte verbleibende Frage.

Bilanzielle Behandlung beim Versicherungsnehmer – 
rein oder raus?
Der letzte in der Oktobersitzung diskutierte Punkt war, 
ob die bilanzielle Behandlung beim Versicherungsneh-
mer im Entwurf behandelt werden soll. Das IASB hatte 
vorläufig entschieden, die bilanziellen Behandlung beim 
Versicherungsnehmer aus pragmatischen Gründen vom 
Entwurf auszunehmen. Die Fachmitarbeiter sollte sich 
auf den Entwurf eines Rechnungslegungsmodells für 
Versicherer konzentrieren und den Zeitraum zwischen 
Veröffentlichung des Entwurfs und der Finalisierung in 
2010 nutzen um sich um die Behandlung beim Versiche-
rungsnehmer zu kümmern. Diese sollte dann im finalen 
Standard enthalten sein.

Eine Zahl von Boardmitgliedern hat diesem Vorgehen 
nicht zugestimmt und die Gelegenheit währender der Ok-
tobersitzung genutzt, ihren Vorbehalten Luft zu machen. 
Insbesondere bezogen sich die Bedenken auf die Symme-
trie der Behandlung bei Versicherungsnehmer und Ver-
sicherer sowie auf die buchhalterische Behandlung der 
Vertragsgrenzen beim Versicherungsnehmer. Die gemein-
same Debatte führte zum Schluss, dass die Entscheidung 
des IASB überprüft wird und der Entwurf besser auch die 
buchhalterische Behandlung beim Versicherungsnehmer 
beinhaltet.

Die beiden Boards haben entschieden eine gemeinsame 
Diskussion zu diesem Thema zu führen. Insbesondere 
sollte man Fragen identifizieren, die sich aus der angeb-
lichen mangelnden Symmetrie zwischen der Behandlung 
im Modell des Versicherungsnehmer und des Versicherers 
ergeben. Die Debatte sollte auch die buchhalterische Be-
handlung von Rückversicherungsbeziehungen einschlie-
ßen.

Wenn die Entscheidung des IASB den Entwurf für die 
Behandlung beim Versicherungsnehmer zu verschieben, 
nicht bestätigt wird, dann kann dies eine weitere Verzö-
gerung bei der Publikation des Entwurfs bedeuten.
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Versicherungsverträge mit Erfolgsbeteiligung
Die beiden Boards diskutierten die wesentlichen Eigen-
schaften von Versicherungsverträgen mit Erfolgsbetei-
ligung und suchten nach einem allgemeinen Prinzip 
für die buchhalterische Behandlung. Versicherungsver-
träge mit Erfolgsbeteiligung können dadurch charak-
terisiert werden, dass der Versicherungsnehmer eine 
höhere Prämie bezahlt um an den Chancen und Risiken 
aus einem Pool von Versicherungsverträgen beteiligt zu 
werden. Es gibt typischerweise zwei Elemente in diesen 
Verträgen: „garantierte Minimalvorteile“ und ein „diskre-
tionäre Beteiligungskomponenten“. Bei der Beteiligungs-
komponente verfügt der Versichere über mehrere Mög-
lichkeiten Ermessen auszuüben. Dabei ist der Versicherer 
jedoch durch gesetzliche, regulatorische und vertragli-
che Regelungen beschränkt. Dieses Ermessen des Ma-
nagements führt dazu, dass einige Teile der Beteiligungs-
komponente nicht die Definition einer Verbindlichkeit 
im Sinne des Frameworks erfüllen. Folgende zwei Me-
thoden zur buchhalterischen Behandlung von Versiche-
rungsverträgen mit Erfolgsbeteiligung wurden von den 
Boards diskutiert:

•	Betrachtung 1: Behandle Cash Flows aus Beteiligungs-
komponenten eines Versicherungsvertrags als integ-
ralen Bestandteil des Vertrags. Als solcher werden die 
Cash Flows aus der Beteiligungskomponente in dersel-
ben Weise behandelt wie alle anderen Cash Flows aus 
dem Vertrag. Sie werden in die Bewertung auf Basis 
eines erwarteten Barwerts ohne gesonderten Ausweis 
berücksichtigt.

•	Betrachtung 2: Klassifiziere die Beteiligungskomponente 
als Verbindlichkeit, wenn es die Bedingung erfüllt. Dies 
kann zu einer Aufspaltung des Versicherungsvertrags 
führen. Nach diesem Ansatz gibt es drei Optionen für 
den Ansatz einer Beteiligungskomponente:

1.	 Setze es immer auf Grund des Ermessens gesondert 
als Eigenkapital an

2.	 Teile die Beteiligungskomponente in zwei Element auf 
und klassifiziere es als Verbindlichkeit in dem Maße 
wie eine gesetzliche oder konstruktive Verpflichtung 
besteht. Der Rest wird als Eigenkapital ausgewiesen, 
und

3.	 Klassifiziere die Beteiligungskomponente als Ver-
bindlichkeit oder Eigenkapital auf der Basis, ob die 
Beteiligungskomponente vorwiegend Eigenschaften 
von Eigenkapital oder Schulden hat.

Viele Boardmitglieder waren mit der Betrachtung 2 nicht 
einverstanden, da diese Beträge nicht den Eigenkapi-
talgebern zustehen und deshalb nicht zum Eigenkapital 
gerechnet werden sollten. Fürsprecher der Betrachtung 1 
wiesen darauf hin, dass die Behandlung von Beteili-
gungskomponenten als Teil der Verbindlichkeit aus dem 
Versicherungsvertrag die Tatsache widerspiegelt, dass 
die Komponenten Bestandteil des Versicherungsvertrags 
sind und außerhalb des Vertrags keine ökonomische 
Substanz enthalten. Betrachtung 1 vermeidet auch eine 
komplexe Bewertung um die Verbindlichkeit aus dem 
Vertrag und die Prämien aufzuspalten.

Einige Boardmitglieder ergänzten, dass die Leistungsbe-
wertung unter der Betrachtung 1 besser ist, da die Ver-
bindlichkeit und die Aufwendungen für die Leistungen 
an den Versicherungsnehmer in derselben Periode er-
fasst werden wie auch die Ergebnisse des zu Grunde lie-
genden Versicherungsvertrags.

Unterstützer von Betrachtung 2 argumentierten, dass 
der Ansatz von Verbindlichkeiten ohne eine gesetzliche 
oder konstruktive Verpflichtung zu einer Abkehr von den 
Frameworks von IFRS und US-GAAP führen würde. Sie 
betrachten die Leistungen als diskretionär bis sie deklariert 
werden und würden sie als Eigenkapital ausweisen – 
möglicherweise in einem gesonderten, nicht zur Vertei-
lung stehenden Posten. Einmal deklariert, würde erfolgs-
wirksam eine Verbindlichkeit angesetzt.

Am Ende einer lebhaften Debatte hat sich das IASB vor-
läufig für die Betrachtung 1 entschieden, während das 
FASB vorläufig für Betrachtung 2 stimmte. Die beiden 
Boards werden die Diskussion später fortsetzen, sobald 
weitere Informationen von den Fachmitarbeitern vorbe-
reitet worden sind.

Weitere Unterschiede
Trotz des Fortschritts in jüngster Vergangenheit gibt es 
eine lange Liste von noch zu diskutierenden Punkten, da 
das FASB noch einiges aufzuholen hat, um den Diskussi-
onsstand des IASB zu erreichen.

Eine Frage, die das FASB noch nicht diskutiert hat, ist 
die nachfolgende Bewertung der überarbeiteten Kom-
positmarge, einschließlich der Residual- und Dienstleis-
tungsmargen des IASB. Insbesondere ist noch offen, auf 
welcher Basis die Auflösung als Ertrag erfolgen soll. Eine 
weitere Frage wird sein, welche Auswirkung die Ent-
scheidung hinsichtlich der Akquisitionskosten auf die 
Auflösung der Kompositmarge haben wird.
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Auf der gemeinsamen Oktobersitzung wurde diskutiert, 
dass sowohl für IFRS 4 Phase II als auch bei dem überar-
beiteten IAS 37 auf das Transferprinzip als Referenz für 
die Bewertung der Verbindlichkeiten Bezug genommen 
wird. Die beiden Standards verlangen, dass sowohl für 
nicht-finanzielle Verbindlichkeiten (IAS 37) als auch für 
Versicherungsverbindlichkeiten (IFRS 4) der Anwender 
den Preis für die Übertragung solcher Verbindlichkeiten 
am Sekundärmarkt, sofern einer besteht, berücksichti-
gen muss. Wenn sich auf dem Sekundärmarkt eine ge-
ringere Verbindlichkeit als nach der 3-Baustein-Methode 
ergibt, würde der Standard den Ansatz der geringeren 
Verbindlichkeit aus dem Sekundärmarkt verlangen.

Dieses Prinzip beabsichtigt das IASB für alle allgemeinen 
Verbindlichkeiten anzuwenden, die in den Anwendungs-
bereich von IAS 37 fallen, nicht nur für Versicherungen. 
Das FASB fühlt sich nicht wohl mit diesem Vorgehen, da 
es den Erfüllungswert für die richtige Basis zur buchhal-
terischen Behandlung hält.

Es gibt zwei Fragen, die bereits vom IASB, aber noch nicht 
vom FASB diskutiert wurden:

•	die buchhalterische Behandlung von zukünftigen Prä-
mien und das Verhalten des Versicherungsnehmers, 
und

•	ob die „noch nicht verdiente Prämien“-Methode ver-
wendet werden sollte und unter welchen Bedingun-
gen.

Reaktionen auf anderen Sitzungen des IASB
Wie bereits vorher erwähnt war der Oktober ein ge-
schäftiger Monat für das IASB. Zusätzlich zu den ge-
meinsamen Sitzungen mit dem FASB hat es seine eigene 
Sitzung am 20. Oktober abgehalten. Dort wurde über 
die Aufteilung des Versicherungsvertrags beraten und 
der Ansatz zur Behandlung von zukünftigen Prämien in 
Bezug auf die Einlagenuntergrenze bestätigt.

Der Vorschlag der Fachmitarbeiter, die Aufteilung des 
Vertrages nur dann zu verlangen, wenn die Komponen-
ten voneinander unabhängig sind, erhielt nicht die Un-
terstützung der Mitglieder des Boards. Stattdessen hat 
IASB die Fachmitarbeiter gebeten diese Frage bei einem 
zukünftigen Treffen erneut vorzulegen, wenn eine detail-
liertere Beschreibung des Kriteriums der Unabhängigkeit 
ausgearbeitet wurde. Dies sollte eine vergleichende Ana-
lyse mit dem Aufteilungskriterium aus dem Projekt zur 
Umsatzrealisierung enthalten, sowie beurteilen, ob die 

Unabhängigkeit dazu führt, dass der Fair Value des ge-
samten Vertrages vom Fair Value der Summe der einzel-
nen Komponenten abweicht.

Ein weiterer wichtiger Höhepunkt aus den Treffen des 
IASB ist die Bestätigung der Entscheidung die Einlagen-
untergrenze bei der Bewertung des Versicherungsver-
trags nicht anzuwenden. Dies resultiert aus der Sitzung 
im Mai als entschieden wurde, die Cash Flows aus der 
Kündigungs- und Verlängerungsoption innerhalb der 
Vertragsgrenzen mit einzubeziehen. Das IASB hat damit 
akzeptiert, dass eine Konsequenz aus der Entscheidung 
ist, dass es keine Einlagenuntergrenze im Rahmen des 
IFRS 4 Phase II geben wird.

Das Board hat die Fachmitarbeiter aufgefordert, einen 
Vorschlag zu erarbeiten, der das Konzept der Vertrags-
grenzen eines bestehenden Versicherungsvertrags noch 
spezifischer beschreibt. Dieser Vorschlag wird dann in 
die Begründung zum Entwurf eingehen.

Aufspaltung der Nicht-Versicherungskomponenten
Die Fachmitarbeiter des IASB präsentierten einen detail-
lierten Vorschlag für die Aufspaltung des Versicherungs-
vertrags bei der anfänglichen Bewertung in all den Fällen, 
in denen keine Unabhängigkeit zwischen den Komponen-
ten besteht.

Immer wenn Unabhängigkeit besteht, würde der neue 
IFRS eine Aufspaltung weder verbieten noch erlauben. 
Somit verbliebe ein Wahlrecht beim Versicherer die Auf-
spaltung vorzunehmen oder nicht.

Die Begründung der Fachmitarbeiter war, dass ihr Modell 
die Aufspaltung nur in klar definierten Situationen ver-
langen würde und somit die willkürliche Aufspaltung in 
Komponenten verhindert hätte.

Das Konzept der Unabhängigkeit wurde nicht mit einer 
positiven Definition eingeführt. Stattdessen haben die 
Fachmitarbeiter eine Reihe von Faktoren aufgeführt um 
zu illustrieren, wann Unabhängigkeit besteht. Im Beson-
deren wurden die folgenden vier diskutiert:

•	Wenn Cash Flows einer Komponente die Cash Flows 
einer anderen Komponente beeinflussen;

•	Wenn für einige oder alle Element, die zu beurteilen 
sind, der Versicherer keine Hinweise findet um zu ent-
scheiden, wie viel jeder Komponenten zuzuweisen ist 
und somit eine Aufteilung willkürlich wäre;
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•	Wenn der Vertrag als Packet bepreist wird, keine Kom-
ponenten gesondert verhandelt werden und der ganze 
Vertrag als ökonomische Einheit besteht; und

•	Wenn die Komponentenuntereinander verbundene 
Aktivitäten, Dienstleistungen und Kosten, usw. enthal-
ten.

Die Debatte zeigte die Unterschiede zwischen den Mit-
gliedern des IASB, die die Vorschläge der Fachmitarbeiter 
unterstützen und denjenigen, die das Prinzip der Unab-
hängigkeit als zu weit gefasst und somit irrelevant für die 
Praxis kritisieren, da im Ergebnis überhaupt keine Aufspal-
tung notwendig wird. Es war klar, dass die zweite Gruppe 
der Boardmitglieder darauf abzielte, dass die Aufspaltung 
auf breiter Front erfolgen sollte. Es gab eine Anzahl von 
weiteren Kommentaren, die den Ausgang der Debatte 
beeinflussen könnten.

Zunächst wurde angemerkt, dass die Unabhängigkeit mit 
dem Kriterium der Vertragszerlegung verglichen werden 
sollte, die für den IFRS zur Umsatzrealisierung entwickelt 
wurde.

Weiterhin waren einige Boardmitglieder der Ansicht, 
dass einige Versicherer ihr Portfolio getrennt nach Kom-
ponenten verwalten und es daher möglich ist, die Auf-
spaltung als grundsätzliches Prinzip auf breiter Basis für 
die buchhalterische Abbildung zu nutzen. Hinsichtlich 
der Umsetzbarkeit waren die Boardmitglieder der An-
sicht, dass Versicherungen in einer Vielzahl der Fälle über 
Modelle zur buchhalterischen Aufspaltung verfügen.

Ein weiterer Hinweis darauf sei die Tatsache, dass Versi-
cherer die Erträge nach ihrer Herkunft präsentieren, was 
auf das Vorliegen eines Aufspaltungsmodells hindeutet.

Schließlich wurde in Frage gestellt, ob der Fair Value eines 
Vertrages mit unabhängigen Komponenten sich von der 
Summer der Fair Values der Komponenten unterscheidet. 
Es wurde vorgeschlagen, dass diese Analyse eine positive 
Definition für das Kriterium der Unabhängigkeit ergeben 
könnte. Dies sollten die Fachmitarbeiter weiter untersu-
chen.

Nachdem all diese Kommentare gemacht waren, stimmte 
das IASB nicht über den Vorschlag ab. Trotz des Fehlens 
einer Entscheidung haben wir einen Konsens für die not-
wendige Aufspaltung unter gewissen Umständen festge-
stellt. Welche Umstände dies genau sind, wird wohl aber 
erst die weitere Debatte zur Frage, was Unabhängigkeit 

bedeutet, ergeben. Diese Feststellungen müssen dann 
auch mit den Kriterien zur Aufgliederung von Verträgen 
zum Zweck der Umsatzrealisierung verglichen werden.

Die Fachmitarbeiter unterrichteten das IASB, dass sie ge-
zielte Feldversuche im Bereich der Aufspaltung planen 
und dass sie das Thema erst wieder für die Dezember-
sitzung aufbereiten, wenn bereits erste Ergebnisse aus 
den Feldversuchen über die Möglichkeit der Aufspaltung 
vorliegen.

Keine Einlagenuntergrenze in IFRS 4
Nach intensiven Beratungen hat das IASB seine vorläu-
fige Entscheidung erneut bestätigt, dass der neue IFRS 
in den erwarteten, wahrscheinlichkeitsgewichteten Cash 
Flows auch alle Cash Flows aus den Kündigungs- und 
Verlängerungsoptionen einbezieht. Diese Cash Flows 
werden so innerhalb der Vertragsgrenzen einbezogen 
wie der Wahrscheinlichkeitserwartung nach die Optio-
nen ausgeübt werden. Das IASB hat bestätigt, dass ein 
solches Prinzip die Anwendungen einer Einlagenunter-
grenze verhindern würde, was eine kleine Gruppe von 
Boardmitgliedern gefordert hatte. Zwei Abstimmungen 
erfolgten zu bestimmten Gesichtspunkten dieser Entschei-
dung. So zeigten die Mehrheit von 12 gegen 3 und 13 
gegen 2 eine substanzielle Unterstützung für den Vor-
schlag der Fachmitarbeiter gegen die Einlagenunter-
grenze in IFRS 4.

Jedoch hing die Zustimmung davon ab, dass die Fach-
mitarbeiter in der Lage sind einen detaillierten Text über 
die Umsetzung des Konzepts der Vertragsgrenzen zu 
entwerfen. Dazu zählt insbesondere die Anwendung 
auf Verträge, die in gewissen Ländern als „universal life“ 
bezeichnet werden, da die Prämienhöhe variabel ist. 
Das zukünftige Papier der Fachmitarbeiter sollte die Be-
handlung der Optionstypen erläutern, bei denen der 
Versicherungsnehmer das Recht hat in der Zukunft wei-
teren Versicherungsschutz zu erwerben. Als diese Be-
dingungen formuliert wurden, ist uns aufgefallen, dass 
die Mehrheit der IASB Mitglieder darauf hinwies, dass 
die Option einen neuen Vertrag oder eine unterschiedli-
che Deckung zu erwerben nicht als Verlängerungs- oder 
Kündigungsoption behandelt werden sollte und somit 
außerhalb der Vertragsgrenzen liegt.

Präsentation des Erfolgs
Die Fachmitarbeiter unterrichteten das Board über vier 
mögliche Optionen um einen Versicherungsvertrag in 
der Gewinn- und Verlustrechnung abzubilden: der tradi-
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tionell Lebenansatz, der traditionelle Nicht-Lebenansatz, 
als Gebühr und als Marge. All diese Optionen ergeben 
denselben Gewinn oder Verlust und das Bewertungsmo-
dell wird von der Entscheidung für ein Modell nicht be-
rührt.

Uns ist ein gewisses Interesse für den Gebührenansatz 
aufgefallen, obwohl dieses Modell nur für Verträge an-
wendbar erscheint, bei denen bestimmte Gebühren für 
bestimmte Komponenten des Vertrags vorhanden sind. 
Dies ist z.B. bei universal life der Fall.

Die Fachmitarbeiter lenkten die Aufmerksamkeit des IASB 
auf die Entscheidung, dass die „noch nicht verdiente 
Prämien“-Methode unter bestimmten Bedingungen für 
alle Versicherungsverträge verpflichtend ist. Diese Ent-
scheidung wäre inkonsistent zu der Erfolgspräsentation 
mit Hilfe des Margenansatzes.

Die Mitglieder des IASB empfahlen, dass der finale IFRS 
eine detaillierte Aufgliederung der Erfolgskomponenten 
haben sollte, insbesondere um die Änderung in der Risi-
komarge sichtbar zu machen.

In der gemeinsamen Dezembersitzung von FASB und IASB 
soll ein Papier diskutiert werden, auf dessen Grundlage 
dann entschieden wird.

Ansatz und Ausbuchung
Beim Treffen am 17. November hat das IASB eine Emp-
fehlung diskutiert, dass ein Versicherer einen Versiche-
rungsvertrag konsistent mit den Notwendigkeiten nach 
IAS 39 bilanzieren soll, sobald er Vertragspartei wird.

Das Board hat über dieses Thema nicht entschieden und 
die Fachmitarbeiter gebeten weitere Klarheit bei der 
Frage zu schaffen wann der Versicherer „Vertragspartner 
des Versicherungsvertrags“ wird. Boardmitglieder hatten 
Bedenken, dass die Unterschiede zwischen den interna-
tional verschiedenartigen gesetzlichen und regulatori-
schen Praktiken, wann ein Vertrag als bindend betrach-
tet wird, beachtet werden sollten. Z.B. könnte in einigen 
Jurisdiktionen die Abgabe eines verbindlichen Angebots 
den Versicherer dem Versicherungsrisiko zum Zeitpunkt 
der Abgabe des Angebots bereits aussetzen. Es war nicht 
klar, wie die Definition für „Vertragspartner des Versiche-
rungsvertrags“ in diesem Fall anzuwenden sei.

Eine weitere Frage, die den anfänglichen Ansatz berührt 
ist die Entscheidung, wie der Zeitraum zwischen dem Ver-
tragseintritt und dem Beginn der Deckungsperiode buch-
halterisch abzubilden ist. In einigen Fällen könnte dieser 
Zeitraum relativ lang sein und während dieses Zeitraums 
könnte der Versicherungsnehmer den Vertrag kündigen.

Einige Mitglieder des IASB betrachteten den Vertrag be-
reits vor dem Beginn der Deckungsperiode als voll wirk-
sam. Nach Meinung anderer sollte die anfängliche Er-
fassung zu Beginn der Deckungsperiode erfolgen, aber 
es Bedarf größerer Klarheit hinsichtlich dem Beginn der 
Deckungsperiode, da dies sich je nach Jurisdiktion unter-
scheidet. Andere schlugen vor, dass sobald der Vertrag 
unterschrieben ist, die Cash Flow Prognose aktualisiert 
werden sollte, auch wenn die Deckungsperiode noch 
nicht begonnen hat.

Das Board hat die Fachmitarbeiter gebeten, das Papier 
erneut vorzulegen und die Entscheidung auf ein späteres 
Treffen vertagt.

Das Board verständigte sich ohne größeren Widerspruch 
darauf, dass eine Verbindlichkeit aus dem Versicherungs-
vertrag auszubuchen ist, wenn es nicht länger die Vor-
aussetzung für eine Verbindlichkeit für den Versicherer 
erfüllt, wenn man die Ausbuchungsprinzipien für finanzi-
elle Verbindlichkeiten nach IAS 39 zu Grunde legt.

Zeitplan
Beim Treffen im Oktober hielten IASB und FASB am Zeit-
plan fest den Entwurf zu Beginn des Jahres 2010 und 
den Standard zur Jahresmitte 2011 zu veröffentlichen. Ein 
überarbeiteter Zeitplan wurde auf der gemeinsamen Sit-
zung im November diskutiert. Dieser sah vor den Entwurf 
im April 2010 zu veröffentlichen und eine viermonatige 
Kommentierungsfrist einzuräumen. Dieser Vorschlag hat 
an dem ursprünglichen Termin zur Jahresmitte 2011 für 
die Veröffentlichung des Standards festgehalten. Es ergab 
sich kein Widerspruch für diesen neuen Zeitplan. Jeder 
weitere Verzug bei der Veröffentlichung des Entwurf 
macht es wahrscheinlich umso schwerer den Standard bis 
zum Juni 2011 zu finalisieren, da eine beachtliche Anzahl 
von Mitgliedern das IASB dann verlassen werden.
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Anhang: Zusammenfassung der vorläufigen Entscheidungen zum jetzigen Zeitpunkt
ammenfassung der vorläufigen Entscheidungen

Unterschiede IASB FASB

Bewertungsansatz – Margen Risiko-Marge – beinhaltet eine explizite 
und aktuelle Marge für die Unsicherheit

Dienstleistungs-Marge – Beinhaltet eine 
explizite und aktuelle Marge in Verbin-
dung mit Gewinnen aus anderen Dienst-
leistungen

Rest-Marge – Beinhaltet eine explizite 
Marge für die anfängliche Kalibrierung an 
der Prämie abzüglich Abschlusskosten

Die Rest-Marge wird über den Zeitraum 
der Risikotragung verdient. Ihre Freiset-
zung als Gewinn ist unabhängig von Än-
derungen der drei Bewertungsbausteine.

Beinhaltet eine einzige Kompositmarge, die 
an der Prämie kalibriert wird (begründet da-
durch, dass Unsicherheit bereits durch die 
wahrscheinlichkeitsgewichteten Schätzun-
gen berücksichtigt wird)

Definition der Abschlusskosten Alle Kosten sind im Zeitpunkt des Entste-
hens als Aufwand zu erfassen.

Nicht alle Abschlusskosten werden als 
Aufwand angesehen

Versicherungsverträge mit Erfolgsbetei-
ligung

Das IASB entschied tendenziell, dass die 
Erfolgsbeteiligung nicht separat vom ur-
sprünglichen Versicherungsvertrag be-
wertet werden soll.

Das FASB entschied tendenziell, dass Er-
folgsbeteiligungen nur als Verpflichtun-
gen eingeordnet werden, wenn diese 
die Definition einer Verpflichtung erfül-
len, besonders in Abhängigkeit davon, 
ob eine rechtliche oder vertragliche Zah-
lungsverpflichtung vorliegt.

     Wesentliche Änderungen

Annäherung IASB & FASB

Bewertungsansatz Grundsätzliche Eigenschaften des Bewertungsansatzes:

•	 Schätzungen von Finanzmarktvariablen müssen konsistent mit den Marktpreisen sein

•	 Explizite, aktuelle Schätzungen der Cash Flows

•	 Barwertkonzept

Ziel der Bewertung IASB hat sich überwiegend (8 zu 7 Stim-
men) für das erneuerte IAS 37 Model ge-
genüber dem Erfüllungswert Model aus-
gesprochen. Beide Modelle werden im 
Exposure Draft präsentiert.

FASB favorisiert den Current Fulfilment 
Value

Gewinnrealisierung Verbot der Gewinnrealisierung zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses

Negative Anfangsdifferenz Negative Anfangsdifferenzen zwischen dem Prämienbarwert und der Summe aus 
Abschlusskosten und Verpflichtungsbarwert sind sofort als Verlust auszuweisen

Erfassung der Abschlusskosten Sind bei Anfall als Aufwand zu erfassen

Erfassung von Neugeschäft zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses

Es wird kein Ertrag ausgewiesen; Bei Erstbewertung wird die Verpflichtung anhand der 
Bruttoprämie, die der Versicherungsnehmer gezahlt hat, kalibriert

Bilanzierung beim Versicherungsnehmer Die Boards werden die frühere Entscheidung, die Bilanzierung beim Versicherungs-
nehmer im Standardentwurf auszuklammern, nach Einreichung eines neuen Papiers zu 
diesem Thema noch einmal überdenken.
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Entscheidung des IASB, die noch nicht mit dem FASB diskutiert wurden

Abzinsungsfaktoren •	 Prinzipienbasierter Ansatz, basierend auf dem Verbindlichkeitscharakter (Währung, 
Duration, Liquidität)

Verhalten des Versicherungsnehmers •	 Cash Flows aus den Erneuerungs- und Kündigungsoptionen sind Teil der vertraglichen 
Cash Flows und nicht Bestandteil eines gesonderten immateriellen Vermögensgegen-
stands aus der Kundenbeziehung

•	Die Bewertung dieser Optionen soll mittels eines „look through“-Ansatzes erfolgen, 
wenn keine Referenzpreise vorliegen

Vertragsgrenze Ein bestehender Vertrag endet, wenn das Versicherungsunternehmen ein unbeding-
tes Recht hat, den einzelnen Vertrag zu verlängern oder die Versicherungsprämie zu 
ändern.

„noch nicht verdienten Prämien“-Methode Bedingungen für die Nutzung der „noch nicht verdienten Prämien“-Methode  für die 
Bilanzierung von Vorschaden-Verbindlichkeiten für alle Versicherungsverträge:

•	 Versicherungszeitraum weniger als 12 Monate

•	 Keine eingebetteten Optionen oder Garantien

•	 Es ist unwahrscheinlich, dass es zu einer wesentlichen Verringerung der erwarteten 
Zahlungsströme kommt

Einlagenuntergrenze •	Das IASB bestätigte die vorläufige Entscheidung, in den ersten Baustein alle Zah-
lungsströme, die aus Kündigungs- oder Erneuerungsoptionen resultieren, einzubezie-
hen. Das bedeutet, dass es keine Einlagenuntergrenze gibt.

Einbuchung und Ausbuchung •	Das IASB lehnte es ab, eine endgültige Entscheidung über die Einbuchung von Versi-
cherungsverträgen zu treffen. Stattdessen wurde der Stab gebeten, zusätzliche Ana-
lysen durchzuführen und die Ergebnisse bei einem späteren Treffen vorzulegen

•	Das IASB stimmte zu, dass die Ausbuchung von Versicherungsverpflichtungen den 
IAS 39 Kriterien folgen sollte
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